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Motion Fraktion GB/JA! (Mahir Sancar/Anna Jegher/Nora Joos, JA!): Umver-

teilung der MIV-Infrastruktur 

 

Der Klimawandel wird die Welt, wie wir sie heute kennen, völlig verändern. Diese menschgemach-

te Katastrophe lässt sich nicht mehr vollständig stoppen oder rückgängig machen. Wir müssen 

aber alles tun, um die verheerenden Folgen, die sich bereits heute zeigen, so weit wie möglich zu 

verhindern. Dafür müssen wir jetzt handeln. Gleichzeitig gilt es, sich an die unabwendbaren Folgen 

des Klimawandels so gut wie möglich anzupassen. Dazu braucht es griffige Massnahmen – auch 

in der Stadt Bern. 

Heute wird ein Grossteil des öffentlichen Raums in den Städten durch den motorisierten Individual-

verkehr (MIV) in Beschlag genommen. Diese Planung fürs Auto, die sich im Verlauf des letzten 

Jahrhunderts zu einer Selbstverständlichkeit entwickelt hat, ist in vielerlei Hinsicht ein Unsinn: Ers-

tens führt das Angebot breiter Strassen zu mehr Autoverkehr in den Städten, was – neben der 

offensichtlichen klimaschädlichen Wirkung – für die Bevölkerung negative Auswirkungen wie Lärm, 

Abwärme und massive Schadstoffbelastungen zur Folge hat. Die vielen versiegelten Flächen der 

Strassen und Parkplätze führen zudem zur Erhitzung der Städte. Zweitens nehmen Autos im Ver-

hältnis zur Anzahl der transportierten Personen viel mehr Platz in Beschlag als alle anderen gängi-

gen Verkehrsmittel. Setzte man konsequent auf den ÖV, Fuss- und Veloverkehr, liesse sich das 

Transportbedürfnis in den Städten auf einer deutlich kleineren Fläche decken. Drittens verdrängen 

die Autos das öffentliche Leben von den Strassen. Viel Raum, der von der Bevölkerung anderwei-

tig genutzt werden könnte, geht für Autospuren und Parkplätze verloren. 

Eine Reduktion, der durch den MIV beanspruchten Fläche, hätte mehrere positive Auswirkungen: 

Auf der einen Seite würde damit viel öffentlicher Stadtraum frei, der je nach lokalem Bedarf für 

nachhaltigere Mobilitätsformen, Begrünungen und/ oder Freiflächen für die Bevölkerung ausgestal-

tet werden könnte. Auf der anderen Seite würden diese Massnahmen die Mobilitätsziele der Stadt 

Bern begünstigen, indem sie den Umstieg auf stadtgerechtere Mobilitätsformen forcieren. Dadurch 

würden die zahlreichen negativen Auswirkungen des Autoverkehrs in der Stadt reduziert. 

Die Massnahme orientiert sich am Climate Action Plan des Klimastreiks. Ihre Wirkung ist als solche 

wissenschaftlich fundiert. 

Wir fordern den Gemeinderat dazu auf, den vom MIV beanspruchten Raum in der Stadt Bern bis 

im Jahr 2035 zu halbieren. Darunter fallen alle öffentlichen Flächen, welche von Privaten mit moto-

risierten Verkehrsmitteln (E-Bikes fallen nicht darunter) befahren werden dürfen. Strassen mit Zu-

lieferregelung zählen nicht zum definierten Raum. Die dadurch frei werdenden Flächen werden für 

nachhaltigere Mobilitätsformen (insbesondere den Fuss- und Veloverkehr) verwendet, begrünt 

oder als Freiräume mit möglichst hoher Aufenthaltsqualität ausgestaltet. Dem Stadtklima und der 

Biodiversität ist dabei besonders Rechnung zu tragen. 

 

Begründung der Dringlichkeit 

Der Klimawandel ist eine massive Bedrohung, die dringliches Handeln erfordert. Es ist höchste 

Zeit, Massnahmen zu treffen, um die Emissionen massiv zu reduzieren und die Verkehrsverlage-

rung auf ökologische Verkehrsmittel voranzutreiben sowie die nicht vermeidbaren Folgen mit ge-

eigneten Anpassungsmassnahmen abzufedern. 

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrats abgelehnt. 
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